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Einführung
In Zeiten sinkender Geburtenraten, steigender Lebenser-
wartungen und wirtschaftlichen Strukturwandels werden
die Herausforderungen für deutsche Städte vielschichti-
ger. Auswirkungen gesamtgesellschaftlicher Veränderun-
gen sind z. B. leer stehende Wohn- und Geschäftsflächen
aber auch Anpassungserfordernisse wie der altenge-
rechte Umbau von Wohnungen oder die Veränderung
der Wohnungsgrößen und -zuschnitte. 
Der Wandel vom steten Wachstum der Städte hin zu
einem Rück- und Umbau der Stadtstrukturen erzeugt bei
Immobilieninvestitionen eine erhöhte Unsicherheit bzgl.
der Rentabilität. Der Einfluss benachbarter, verwahrloster
Immobilien und die damit unklare Entwicklungsperspek-
tive des Gesamtstandortes können sich auf das Investiti-
onsverhalten einzelner Eigentümer negativ auswirken. 
Die Stadtentwicklungsplanung versucht diesen nega-
tiven Tendenzen entgegen zu wirken. Traditionelle Steue-
rungsansätze stellten meist auf die individuelle Einbin-
dung der Eigentümer in die Anpassungsprozesse ab. Die
aktuelle Stadtentwicklungspolitik rückt dagegen die kol-
lektive Einbindung privater Immobilieneigentümer über
Eigentümerstandortgemeinschaften (ESG) in den Fokus
[FÜRST (2007); BMVBS (2007); KRAUTZBERGER (2008)]. 
Eine Eigentümerstandortgemeinschaft ist:„ein Zu-
sammenschluss von Eigentümern benachbarter Im  -
mobilien mit dem Ziel, durch gemeinsame Akti  vi  tä  ten
oder Maßnahmen die Verwertungschancen ihrer Ob  -
jekte zu verbessern. Dabei kann eine gan  ze Vielfalt
von Maßnahmen zur Anwendung kommen (baulich,
sozial, Marketing/Image etc.)“[ EMPIRICA (2008), S. 5f]. 
Mit dem Instrument der ESGs verbindet sich die Er-
wartungshaltung, dass erforderliche Anpassungsprozes-
se im Quartier wie zum Beispiel der Rückbau leer ste-
hender Bausubstanz, die altengerechte Anpassung von
Wohnungen, die Aufwertung des öffentlichen Raumes
oder auch die positive Imagebildung kollektiv besser als
individuell bewältigt werden können. Der Artikel zeigt die
Ergebnisse einer vorläufigen Bestandsaufnahme über
ESGs in Deutschland und gibt eine erste Abschätzung
über Hemmnisse und Erfolgsfaktoren des neuen Instru-
mentes in der Stadtentwicklung. 
Hoheitliche Steuerungsmöglichkeiten zur Integra-
tion von Immobilieneigentümern in die Stadtent-
wicklung 
Seit 1971 wird in Deutschland die städtebauliche Er-
neuerung als gemeindliche Aufgabe zunächst im Städte-
bauförderungsgesetz (StBauFG) und später dann durch
das Baugesetzbuch (BauGB) geregelt. Wesensmerkmal
dieser traditionellen Planung ist die einheitliche Konzeption
und Vorbereitung durch die Gemeinde sowie eine durch
sie gesicherte Durchführung. Immobilieneigentümer wer-
den in diesem Prozess als individuelle Fördermittelemp-
fänger definiert. Diese hoheitlich steuernde Vorgehens-
weise ist in der Praxis in Teilen auch durch Kooperation
zwischen Gemeinde und Sanierungsbeteiligten geprägt
und konnte erhebliche Erfolge bei der Sanierung und Re-
vitalisierung von Bestandsbauten erzielen. 
In Zeiten des wirtschaftlichen und demographischen
Wandels haben sich auch in der Stadterneuerung die
Steuerungsfähigkeit der öffentlichen Hand und die öko-
nomischen Rahmenbedingungen der Stadtentwicklung
verändert. Der gegenwärtige Handlungsspielraum der
öffentlichen Hand basiert auf folgender veränderter
Ausgangssituation [KRAUTZBERGER (2008), S. 338]:
– geringere personelle Ressourcen der Städte und Ge-
meinden;
– aktuelle Aufgaben wie die Brachflächen-, Leerstands-,
Konversions- und Stadtumbauproblematik wirken sich
insbesondere auf privaten Flächen aus und bedürfen
der Gestaltung in privater Verantwortung; 
– die Europäische Union unterstützt Förderungen mit
Darlehen statt Zuschüssen und fokussiert auf privat
getragene Erneuerungsprozesse. 
Die aktuelle Stadtentwicklungspolitik verweist daher auf
die Notwendigkeit verstärkter Einbindung privater Akteu-
re in die Stadtentwicklung. Der veränderte ökonomi-
sche Rahmen ist für die Stadtentwicklung u. a. durch eine
sinkende Nachfrage nach Wohnraum geprägt. So kann
der entspannte Wohnungsmarkt sinkende Mieteinnahmen
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bzw. Leerstände zur Folge haben. Eine Modernisierung
von Wohnraum birgt für den Immobilieneigentümer die
Gefahr, dass sich die Investition trotz bestehender finan-
zieller Anreize durch die Städtebauförderung langfristig
nicht trägt. Es ist möglich, dass trotz der Sanierung bzw.
Modernisierung der Immobilie lediglich die Abschwä  -
chung eines Wertverlustes eintritt. Zusätzlich werden
ggf. durch die Nichtinvestition an benachbarten Immobi-
lien die individuellen Anstrengungen zunichte gemacht. 
Die Unsicherheit in der Refinanzierung der Investitio-
nen in der Stadterneuerung ist für Immobilieneigentümer
gestiegen und erscheint umso größer, je unklarer die
Entwicklung der Nachbarschaft ist. Befindet sich der
Standort nahezu ausschließlich im Besitz eines Eigentü-
mers, wie es (wenn überhaupt) in Großwohnsiedlungen
der Fall ist, lässt sich die Entwicklung des Standortes
weitgehend durch ihn bestimmen. An sehr kleinteilig
strukturierten Standorten nimmt der Einfluss des Investi-
tionsverhaltens benachbarter Eigentümer auf die eigene
Investition zu. 
Solche kleinteiligen Eigentümerstrukturen dominieren
den deutschen Wohnungsmarkt. Von den insgesamt
35 Mill. bewohnten Wohnungen vermieten private Klein-
eigentümer1 mehr als 8 Mill. Dies entspricht einem Markt  -
anteil von etwa 24  % und ist damit nach den selbstnut-
zenden Eigentümern mit 43  % der zweitgrößte Anteil.
Institutionelle Eigentümer, die häufig im Vordergrund der
politischen Diskussionen stehen, vermieten nur ca. 21 %
des deutschen Wohnungsbestandes [SCHÄTZL et al.
(2007), S. 2]. 
Private Kleinanbieter dominieren mit ihren Immobilien
insbesondere die innerstädtischen Altbauquartiere. Lei-
der liegen für diese Aussage keine gesamtdeutschen
Zahlen vor, allerdings lässt sich das Phänomen beispiel-
haft an Görlitz verdeutlichen. Abbildung 1 zeigt, dass in
Görlitz der Anteil von Immobilien im Besitz von privaten
Kleineigentümern im Stadtteil Innenstadt bei rund 88  %
liegt. Demgegenüber gehören in diesem Stadtteil nur 16 %
des Bestandes der Wohnungsbaugesellschaft Görlitz
(WBG). Im gesamtstädtischen Vergleich nimmt die WBG
mit 44  % des Bestandes eine deutlich stärkere Position
gegenüber dem 55-Prozent-Anteil von privaten Klein  -
eigentümern ein. 
Die Erfahrungen aus den vergangenen Jahren der
Städtebauförderung zeigen, dass bisher an den Anpas-
sungsprozessen nahezu nur Akteure der institutionellen
Wohnungswirtschaft2 mitwirkten. Private, oftmals nicht
organisierte Kleineigentümer beteiligten sich nur zöger-
lich [VESER et al. (2007), S. 48; HACKENBROCH (2007); GO-
DERBAUER et al. (2007), S. 1]. In der Folge ergab sich
stadträumlich eine Gewichtung der Probleme an inner-
städtischen Standorten. So wiesen bspw. im Jahr 2006
Quellen: Stadtplanungsamt Görlitz, Darstellung von Elena Wiezorek.
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die „Stadtumbau  Ost“-Programmkommunen in inner-
städtischen Altbaubeständen eine Leerstandsquote von
rund 19  % gegenüber dem gesamtstädtischen Durch-
schnittswert von 14,6 % auf [LIEBMANN (2007), S. 28]. 
Tabelle 1 zeigt beispielhaft die Instrumente zur indivi-
duellen und kollektiven Einbindung von Immobilien  eigen  -
tümern in die Stadtentwicklung. Traditionelle Steuerungs  -
an  sätze in der Stadtentwicklung fördern die individuelle
Aufwertung einer Immobilie, neuere Ansätze setzen auf
die Förderung von Standortgemeinschaften. Die Förde-
rung von Aufwertungsmaßnahmen durch individuelle Im-
mobilieneigentümer erfolgt mittels eines finanziellen An-
reizes. Nur unter besonderen Voraussetzungen werden
Zwangselemente wie das Modernisierungs- und Instand  -
setzungsgebot hinzugezogen. Bei der Förderung von
freiwilligen kollektiven Ansätzen erfolgt die Vergabe von
finanziellen Mitteln hingegen an Standortgemeinschaf-
ten. Für Geschäftszentren wird dabei z.  B. in Nordhein-
Westfalen der Begriff der Immobilien- und Standortge-
meinschaften (ISG) und für Wohnquartiere der Begriff der
ESGs verwendet. 
Demgegenüber stehen Steuerungsansätze, welche
mit Zwangselementen arbeiten. In der traditionellen
Steuerung sind dies die auf einen einzelnen Immobi  -
  lienei  gentümer gerichteten Instrumente, wie z.  B. das
  Instandsetzungsgebot nach §177 BauGB. Für die stand  -
  ortbezogene Steuerung sind dies die öffentlich festge-
setzten Business Improvement Districts (BID) oder auch
die Housing Improvement Districts (HID), in dem alle
  Eigentümer, basierend auf einem umfangreichen Enga-
gement Privater, eine Abgabe zur Aufwertung des Stand  -
ortes zahlen (müssen).
Mit der Novellierung des BauGB 2007 ermöglichte
der Bundesgesetzgeber über §  171  f landesrechtliche
Regelungen zu privaten Initiativen für die Durchführung
von standortbezogenen Maßnahmen. Damit eröffnet der
Gesetzgeber die Möglichkeit, neben Gebieten mit finan-
ziellen Anreizen über Förderprogramme (z.B. Sanie-
rungs- und Stadtumbaugebiete) durch die Ge  meinde
auch (basierend auf privater Initiative) städtische Quartie-
re als BIDs und HIDs festsetzen zu lassen. Mit dem Ins  -
trument der ESGs verbindet sich die Hoffnung, dass die
Investitionsbereitschaft der Immobilieneigentümer in he-
terogen strukturierten Standorten durch die Abstimmung
in einer Standortgemeinschaft steigt.
Die Wurzeln und der aktuelle Entwicklungsstand
von Eigentümerstandortgemeinschaften in
Deutschland
Traditionell sind standortbezogene Entwicklungsansätze
durch Privatinitiativen in Geschäftszentren beheimatet.
Angetrieben durch negative Auswirkungen des wirt-
schaftlichen Strukturwandels, wie z. B. ein ausgedünnter
Branchenmix oder leer stehende Ladenlokale, existieren
in Stadt- bzw. Stadtteilzentren Deutschlands bereits seit
Jahrzehnten freiwillige Zusammenschlüsse zumeist von
Einzelhändlern und Dienstleistern. Sie fordern eine gute
Erreichbarkeit des Zentrums, setzen sich für einen sau-
beren und sicheren öffentlichen Raum ein oder wollen in
der Weihnachtszeit mit einer besonderen Beleuchtung
die Aufenthaltsqualität am Standort erhöhen. Allerdings
sind es oftmals einige wenige Aktive, die Zeit und Geld in
Verbesserungen investieren. 
Seit der Jahrtausendwende wird in Deutschland in-
tensiv über eine kollektive Integration von Immobilien  -
eigentümern in die Stadtentwicklung diskutiert. Beson-
ders die Chancen und Risiken der Übertragung von so
genannten Business Improvement Districts (BID) aus
Nordamerika nach Deutschland wurden anfänglich erör-
tert [vgl. BLOEM; BOCK (2001); WIEZOREK (2004)]. Im Zen-
trum der Debatte standen – bei weitgehender Einigkeit
über die notwendige standortbezogene Einbindung von
Immobilien- und Grundstückseigentümern – der Grad
der Verpflichtung der Beteiligten zu finanziellem Engage-
ment sowie Fragen zur öffentlich-privaten Aufgabentei-
lung. So ist ein typischer Streitpunkt die Reinigung des
Quelle: Darstellung von Elena Wiezorek.
Tab. 1: Instrumente zur Integration von Immobilieneigentümern in die Stadterneuerung 
Raumbezug
Steuerung durch…




z. B. Städtebauliche Sanierung (Bau-
GB § 136ff); Stadtumbau (BauGB
171a–d); erhöhte steuerliche Abschrei-
bung (EStG § 7)





z. B. Modernisierungs- und Instand-
setzungsgebot (BauGB § 177) 
z. B. Business Improvement District (BID);
Housing Improvement District (HID)26
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öffentlichen Raumes. Aus Perspektive der Eigentümer ist
diese mit den erhobenen Steuern bereits bezahlt. Die öf-
fentliche Hand beruft sich hingegen auf die zu leistende
Grund  reinigung der Flächen und verweist auf eine priva-
te Finanzierung bei „on-top“-Erfordernissen. 
Private Initiative und staatlicher Zwang [KERSTEN (2007)]
bilden das Spannungsfeld in dem Improvement Districts
agieren. Basierend auf privater Initiative setzen sie auf
der Grundlage eines Gesetzes bei entsprechendem
Mehrheitsquorum ein Zwangselement hoheitlicher Steue  -
rung ein. Im Januar 2005 trat die erste gesetzliche
Grundlage zur Gründung eines BIDs bzw. sogenannter
Innovationsbereiche in Hamburg in Kraft. Weitere Bun-
desländer wie Hessen, Schleswig-Holstein, Bremen, das
Saarland oder auch Nordrhein-Westfalen folgten. Die
Anzahl der festgesetzten BIDs in Deutschland ist bisher
überschaubar [HEINZE;TSCHENTSCHER (2008)]. Anfang 2007
ergänzte Hamburg seine gesetzliche Grundlage für pri-
vate Standortinitiativen auf Wohnquartiere und ermöglicht
damit die der Grundidee von BIDs verwandten Housing
Improvement Districts (HID), die jedoch bisher keine
praktische Anwendung erfahren hat.
Neben den ersten Erfolgen mit verbindlichen Abgaben  -
ansätzen zur Standortentwicklung begann die Erpro-
bung freiwilliger Standortinitiativen an Wohnstandorten,
den sogenannten ESGs. Abbildung 2 zeigt einen Über  -
blick über die Lage der öffentlich geförderten freiwilligen
Eigentümerstandortgemeinschaften an Wohnstandorten
in Deutschland. Zunächst entschied sich Nordrhein-
Westfalen für ein auf freiwilliger Basis beruhendes HID-
Modellprojekt zur quartiersbezogenen Aufwertung von
Wohnstandorten durch Immobilieneigentümer. Ein im
Jahre  2008 begonnenes Modellvorhaben des Experi-
mentellen Wohnungs- und Städtebaus am Bundesinsti-
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) erprobt
seit Anfang diesen Jahres bundesweit an 15 Standorten
Eigentümerstandortgemeinschaften. Diese auf freiwilliger
Basis beruhenden Initiativen sollen aus städtebaulicher
Sicht bestehende Defizite bei der Einbindung privater
Einzeleigentümer in Stadtumbauprozesse reduzieren
[BRENNER (2009), S. 43]. 
Abbildung 2 verdeutlicht, dass sich die derzeit beste-
henden ESGs nahezu über das ganze Bundesgebiet
verteilen. Aus den südlichen Bundesländern, wie bei-
spielsweise Bayern und Baden-Württemberg, erfolgten
jedoch keine Bewerbungen. Dass dies auf eine fehlende
Problemsituation in den Städten zurückzuführen ist, kann
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur vermutet werden.
Das Forschungsvorhaben der Autorin setzt sich mit
der Entstehung von ESGs auseinander und stellt die 
Frage, welchen Rahmenbedingungen ihre Entstehung
beeinflussen. Tabelle 2 gibt aufgrund der vorläufigen Be-
standsaufnahme einen Überblick über den aktuellen
Stand der ESGs und verdeutlicht, 
– dass an den Standorten der geförderten ESGs kleintei-
lige Eigentümerstrukturen dominieren;
– die überwiegende Anzahl der Initiativen noch in der
Gründungsphase steckt und daher die Erfahrungen in
der Umsetzung von Projekten noch gering ist;
– die bevorzugte Organisationsstruktur der Verein ist
(wobei dies maßgeblich durch die öffentliche Vorgabe
des Förderprogramms hinsichtlich einer Institutionali-
sierung der Initiative befördert wurde) und
– bei den Projekten die Revitalisierung ungenutzter Flä  -
chen, die Öffentlichkeitsarbeit und die Aufwertung des
Wohnumfeldes Maßnahmenschwerpunkte bilden. 
Die Bandbreite von ESG-Projekten bewegt sich zwischen
investiven Maßnahmen wie zum Beispiel der   Begrünung
von Blockinnenbereichen bis hin zu nicht-inves  tiven
Maßnahmen, wie z. B. der Einstellung von Quartiershaus-
meistern für Vermietungs- und Säuberungsleis  tungen am
Standort.
Die hoheitliche Steuerung durch Instrumente, welche
auf einer kollektiven Integration von Immobilieneigen  -
tümern in die Stadtentwicklung basieren, wurde in den
Box 1
Business Improvement Districts (BID) in
Deutsch    land
Ziele von BIDs:
Ein „gewachsenes“ Geschäftszentrum mittels:
– eines abwechslungsreichen Branchenmixes,
– einer guten Erreichbarkeit für den Kunden durch
alle Verkehrsträger,
– eines attraktiven öffentlichen Raums und
– einer gemeinsamen Kundenkommunikation
durch einheitliche Öffnungszeiten, gemeinsame
Events und Serviceleistungen,
gegenüber der offensichtlich für Kunden attraktiven
Angebotsform eines Shoppingcenters konkurrenz  -
fä  hig zu gestalten.
Beispielhafte Maßnahmen von BIDs:
– Instandhaltungs- bzw. Modernisierungsmaßnah-
men im öffentlichen Raum (z. B. Umbau des
Gehwegbereiches; Umorganisation des Park  -
raumes; Müllsammlung; Graffitibeseitigung; Grün  -
anlagenpflege inkl. Bepflanzungen);
– Sicherheit (Sicherheits- und Auskunftspersonal);
– Marketing und Promotion (Konzepterstellung;
gemeinsame Veranstaltungen; Werbeanzeigen
für den Standort; Aufstellung von Infosäulen)27
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Quelle: Darstellung von Elena Wiezorek.


















ExWoSt – Modellvorhaben des Bundes
HID – Modellvorhaben des Landes Nordrhein-Westfalen
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letzten Jahren verstärkt. Grundlage aller kollektiven An-
sätze ist ein Mindestmaß an privatem Engagement. Um
Erfolg und Misserfolg von ESGs besser zu verstehen,
werden im nächsten Abschnitt die individuellen und kol-
lektiven Handlungslogiken von Immobilieneigentümern
analysiert.
Hemmnisse und Erfolgsfaktoren für die Entstehung
von ESGs 
Die zögerliche individuelle Integration von privaten Klein-
eigentümern in die Stadtanpassungsprozesse lässt sich
darauf zurückführen, dass die Aufwertung öffentlicher
Räume, imagebildende Maßnahmen für Standorte oder
auch der Stadtumbau als öffentliche Güter charakteri-
siert werden können [BEERMANN (2006), S.115]. 
Die Diskussion um die Integration privatwirtschaftli-
cher Kräfte in die Stadtentwicklung kann in die Debatte
um die „private provision of public goods“ [u. a. AUSTEN-
SMITH (1980); BAGNOLI et al. (1992)] eingeordnet werden.
Im Mittelpunkt der Diskussion stehen dabei die Schwie-
rigkeiten einer privaten Erstellung von Gütern, für die we-
der das Ausschlussprinzip noch eine Rivalität zwischen
Nutzern gelten. Der Konsum (die Nutzung) des öffentli-
chen Gutes durch ein Individuum schränkt die Verfüg-
barkeit für andere Individuen nicht ein [u.  a. STIGLITZ
(1977); VARIAN (1992)]. Zum Beispiel profitieren vom
Rückbau leer stehender Wohnbebauung alle Marktteil-
nehmer durch die Verknappung des Gutes. Dies kenn-
zeichnet diese Transaktion als öffentliches Gut. 
Das fehlende Ausschlussprinzip bei öffentlichen Gü-
tern führt zu ihrer mangelhaften freiwilligen Erstellung
(durch den Markt) [u.  a. MUSGRAVE, MUSGRAVE (1976)].
Diese Grundaussage der Theorie der öffentlichen Güter
besagt, dass so charakterisierte Güter nicht oder in zu
geringem Maße durch den Markt produziert werden, weil
ihre Herstellung mit positiven externen Effekten verbun-
den ist. In einem solchen Fall liegt es im Interesse des
Einzelnen, als „Trittbrettfahrer“ kostenlos an dem von
  anderen erstellten Gut zu partizipieren. Insbesondere
Projekte im öffentlichen Raum haben das Problem der
„Trittbrettfahrer“, da andere von der Nutzung nicht aus-
geschlossen werden (können). 
Über die kollektive Integration von Eigentümern in die
Stadtentwicklung liegen bislang keine empirischen Un-
tersuchungen vor. Von den Privatinitiativen an Geschäfts  -
standorten ist allerdings bekannt, dass sie massiv mit
Tabelle 2: Merkmale von finanziell geförderten ESGs in Deutschland (Stand August 2009)
Quelle: Erhebung und Darstellung von Elena Wiezorek.
Kriterium …von 18
Eigentümerstruktur Ausschließlich private Kleineigentümer 12
Private und institutionelle Eigentümer 5
Ausschließlich institutionelle Eigentümer 1
Verfahrensstand Gründungsphase 13
Umsetzung erster Projekte erfolgt 5
Organisationsstruktur Informelle Arbeitsgruppe 6
Eingetragener Verein 12
Projekte (Doppelnennungen möglich)
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dem Problem des „Trittbrettfahrens“ und nachfolgend
mit Demotivation der Aktiven kämpfen. 
Eine weitere Ursache für inaktives Verhalten kann in
den unterschiedlichen Nutzen, die die einzelnen Eigentü-
mer aus der Erstellung des Gutes ziehen, liegen. Dieser
Umstand und das Wissen um die Unterschiede können
zur Ausnutzung zwischen potenziellen Partnern führen.
Je größer der Nutzen, den ein einzelner Eigentümer aus
der Bereitstellung des entsprechenden Gutes (z.  B. der
Begrünung des Hofinnenbereiches) zieht, desto größer
ist die Chance, dass er aktiv wird. Gegebenenfalls erstellt
der „Große“ (ein Eigentümer mit überproportional gro  ßem
Nutzen an der Realisierung des Projektes) das Gut im
  Alleingang und die „Kleinen“ profitieren. So würde zum
Bei  spiel bei einem Gründerzeitblock mit kleinteiliger
  Eigentümer  struk  tur eher ein lokaler Investor, dem ein
Großteil der Bestände gehört, die Umgestaltung des Hof  -
bereiches realisieren. Ein global agierendes Wohnungs  -
bauunterneh  men, das am selben Standort nur eine Im-
mobilie besitzt, würde sich demnach nicht freiwillig an
der Umgestaltung beteiligen. In diesem Fall profitiert es
als „Kleiner“ in der Rolle des Trittbrettfahrers. 
Ein wichtiger Erfolgsfaktor für die kollektive Realisie-
rung von Projekten kann auch die Gruppengröße sein. In
kleinen Gruppen lässt sich das Kollektivgut relativ leicht
im Alleingang oder durch die Gemeinschaft freiwillig
  erstellen [KIRSCH (2004), S. 78]. Innerhalb großer Gruppen
wird die Realisierung des Gutes wegen des Trittbrettfah-
rerproblems hingegen oft unterbleiben. Im Falle von un-
gleichem Nutzen kommt es gegebenenfalls wiederum
zur Erstellung des Gutes durch einen „Großen“ (vgl. Tab. 3).
Zusammenfassend lassen sich drei grundsätzliche
Handlungsstrategien von Eigentümern in Bezug auf eine
kollektive Stadtentwicklung unterscheiden:
Nichterstellung des Gutes: Das Gut wird von der
Privatinitiative nicht erstellt, wenn (wegen mangelhafter
Gewinnaussichten) kein Interesse an dessen Realisie-
rung oder ein annähernd gleiches Interesse an der Er-
stellung des Gutes („Gefangendilemma“) besteht.
Erstellung im Alleingang durch einen „Großen“:
Ein „Großer“ Eigentümer (im Sinne eines Eigentümers
am Standort, der aus der Erstellung des Gutes einen ho-
hen Nutzen zieht) erstellt das Gut im Alleingang und die
„Kleinen“ profitieren als „Trittbrettfahrer“.
Kollektive Erstellung des Gutes: Bei einer ausrei-
chend kleinen Gruppe wird das Gut gegebenenfalls frei-
willig von der Gruppe erstellt, da die Anzahl potenzieller
„Trittbrettfahrer“ gering ist. Weitere Gründe können die
wiederholte Durchführung von Maßnahmen sowie ein
bereits bestehenden Vertrauensverhältnis zwischen den
Partnern sein.
Fazit und Ausblick
Die Ausführungen verdeutlichen, dass sich hoheitliche
Steuerungsformen in Deutschland im Wandel befinden.
Kollektive Ansätze wie BIDs und ESGs gewinnen zuneh-
mend an Bedeutung, sind in ihrer räumlichen Ausdehnung
und Anzahl bisher jedoch nur als ergänzendes Ins  -
trumentarium zur Stadtentwicklung einzuordnen. 
Dass ESGs kein Selbstläufer sind, begründet sich
maßgeblich aus rationalen Handlungslogiken von Immo-
bilieneigentümern. ESG tragen zum Umbau bzw. der
Aufwertung des öffentlichen Raumes bei. Damit realisie-
ren sie als Privatinitiative öffentliche Güter, deren Nut-
zung nicht dem Ausschlussprinzip unterliegt. Eine freiwil-
lige Integration der Eigentümer in die Stadtentwicklung
wäre wünschenswert, ist jedoch durch den Gegensatz
von individuellen und gemeinwohlorientierten Interessen
mit Schwierigkeiten verbunden. Jeder Eigentümer wird
versuchen, die mit der Erstellung des Gutes verbunde-
nen Kosten zu umgehen und stattdessen als „Trittbrett-
fahrer“ zu profitieren. 
Quelle: Darstellung von Elena Wiezorek nach Kirsch (2004), S. 173.
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Aktuelle Forschungsergebnisse
In kollektiven Situationen bei annähernd gleicher Be  -
dürfnisintensität an der Erstellung des Gutes existiert die
Gefahr, dass in einer Art „Gefangenendilemma“ keinerlei
Aktivitäten realisiert werden. Chancen haben die ESGs,
wenn ein „großer“ Akteur als treibende Kraft involviert ist
oder wenn die Zahl der Akteure relativ klein bleibt. Beide
Bedingungen sind jedoch gerade in den häufig sehr
kleinteiligen und heterogenen Eigentümerstrukturen in-
nerstädtischer Altbauquartiere nicht erfüllt. 
Die Überlegungen zum öffentlichen Gutscharakter ver  -
deutlichen, dass es sich bei ESGs nicht um ein Allheilmit-
tel für die aktuellen Herausforderungen in der Stadtent-
wicklung handelt. Je kleinteiliger die Eigentümerstruktur
am Standort und je größer die Gruppe der betroffenen
Immobilieneigentümer, umso diffuser die Interessen  lagen
an der Aufwertung des Standortes und desto unwahr-
scheinlicher sind erfolgreiche Standortinitiativen von Im-
mobilieneigentümern. Gebiete mit Einfamilienhäusern
scheinen demnach für diesen Steuerungsansatz eher
ungeeignet. Innerstädtische Altbauquartiere können je-
doch eine ähnlich differenzierte Eigentümerstruktur mit
ganz ähnlich schwierigen Rahmenbedingungen für frei-
willige Privatinitiativen aufweisen. Das Zwangselement
von BIDs und HIDs könnte bei entsprechend intensiver
privater Unterstützung hilfreich sein, um das „Trittbrett-
fahrerproblem“ auszuschalten und erfolgreich Projekt  e
zu realisieren. In dem einen oder anderen Fall mag allein
die „Drohkulisse“ einer förmlich festgelegten Abgabe die
freiwillige Beteiligung befördern. 
Wie umfassend ESGs die Revitalisierung von inner-
städtischen Stadtquartieren erfolgreich unterstützen
kön    nen, muss zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch offen
bleiben. Eines wird jedoch bereits deutlich: Für eine   er  -
folgreiche kollektive Stadterneuerung mit Immobilien  ei  gen  -
tümern braucht es weiterhin eine steuernde öffentliche
Hand. Mindestens ebenso wichtig sind eine mo  tivierte
Eigentümergemeinschaft und ein zeitlich langer Atem. 
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